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Drucksache VI/2244 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


1. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für vertretbar, 
Orgaß daß in Erbbauverträgen ein Erbbauzins festge- 

legt wird, der sich automatisch oder in be- 
stimmten zeitlichen Abständen der Steigerung 
der Grundstückspreise anpaßt? 

Aus welchem Grunde hat die Bundesregierung 
bisher den Entwurf zur Änderung der Erbbau- 
rechtsverordnung, der bereits dem vorigen 
Bundestag vorlag und kurz vor dem Abschluß 
der Beratungen stand, nicht wieder einge- 
bracht, und bis wann gedenkt die Bundesre- 
gierung, einen neuen Gesetzentwurf zur Re- 
form der veralteten Erbbaurechtsverordnung 
vorzulegen, durch den insbesondere die Klau- 
seln über einen gleitenden Erbbauzins auf ein 
erträgliches Maß beschränkt werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

3. Abgeordneter Wie weit treffen Meldungen des Nachrichten- 

Josten magazins „Der Spiegel", Nr. 22 vom 24. Mai 

1971, zu, daß Navigationsfehler und Schlampe- 
rei bei der Marine Millionen DM kosten und 
so auch durch mangelnde Aufmerksamkeit bei 
dem Flaggschiff „Lütjens" ein Schaden von 
ca. 20 Millionen DM entstanden ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 

4. Abgeordneter Warum hat der Bundesminister für Städtebau 

Baier und Wohnungswesen nicht auf die Reform- 

vorschläge zu einem „sozial programmierten 
Individualförderungs-System", wie sie Pro- 
fessor Hans K. Schneider, Köln, vorgelegt hat, 
und die nach seinen Aussagen bei größerer 
Effizienz weniger öffentliche Mittel benötigen, 
reagiert bzw. sie dem Deutschen Bundestag zur 
Kenntnis gegeben? 

5. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, wonach der Anteil der 

Erpenbeck Eigentumsmaßnahmen (Einfamilienhäuser und 

Eigentumswohnungen) bei den Demonstrativ- 
baumaßnahmen des Bundesministeriums für 
Städtebau und Wohnungswesen von über 30% 
in früheren Jahren auf 17% im Jahre 1969 ge- 
sunken ist, und wie hoch ist dieser Anteil im 
Jahre 1970? 


2. Abgeordneter 

Orgaß 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


6. Abgeordneter Wie kommt es, daß in der Tabelle 80 der 

Erpenbeck Materialien zum Bericht zur Lage der Nation 

1971 (Drucksache VI/1690) über die Entwick- 
lung der Wohnungsbautätigkeit in der Bundes- 
republik Deutschland für die Jahre 1962 bis 
1965 niedrigere Fertigstellungsziffern angege- 
ben sind als im „Bundesbaublatt“ (1967, Seite 
205), während im Gegensatz dazu für die Jahre 
1967, 1968 und 1969 die Zahlen in den „Mate- 
rialien“ mit denen des „Bundesbaublatts“ 
(1970, Seite 262) übereinstimmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


7. Abgeordneter 

Dr. Gölter 


8. Abgeordneter 

Dr. Abelein 


9. Abgeordneter 

Pfeifer 


10. Abgeordneter 

Pfeifer 


11. Abgeordneter 

Lenzer 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Erklä- 
rung „Gegen Wehrpropaganda und Diskrimi- 
nierung der Kriegsdienstverweigerung in den 
Schulen“, die der Bundesvorstand der Gewerk- 
schaft Erziehung und Wissenschaft veröffent- 
licht hat? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
der Ausbau der Elementarerziehung (Kinder- 
garten/Vorschulklasse) und des berufsbilden- 
den Schulwesens sowie die Beseitigung des 
Lehrermangels Priorität vor der generellen 
Einführung der integrierten Gesamtschule ha- 
ben müssen? 

Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß in 
dem Schnellbauprogramm 1970/71 des Bundes 
und der Länder zum Ausbau der Hochschulen 
im Hinblick auf den Abbau des Numerus 
clausus die Schwerpunkte richtig gesetzt wor- 
den sind, wenn in Fächern mit absolutem 
Numerus clausus wie Medizin oder Chemie 
bis zum Sommersemester 1971 nur 310 bzw. 
940 zusätzliche Studienplätze geschaffen wer- 
den, während in den Rechts-, Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaften 3160 Studienplätze zur 
Verfügung gestellt werden? 

Inwieweit waren an der Aufstellung dieses 
Schnellbauprogramms die Universitäten be- 
teiligt? 

Welchen Einfluß haben die Steigerungsraten 
bei den Baupreisen von 15°/o im Jahre 1970 
und inzwischen vorausgeschätzten weiteren 
15% im Jahre 1971 auf dieses Schnellbaupro- 
gramm und die übrigen Maßnahmen von Bund 
und Ländern zum Abbau des Numerus clausus? 
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12. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 


Auf welche Weise wird die Bundesregierung 
sicherstellen, daß trotz dieser Baupreissteige- 
rungen die im Sdinellbauprogramm vorge- 
sehenen Hochschulbauten wie vorgesehen 
vollendet werden können? 


13. Abgeordneter 

Gölter 


Welchen Einfluß werden die neuen von der 
Bundesregierung angekündigten Ausgabesper- 
ren auf das Schnellbauprogramm haben? 


14. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 


Wie hoch ist der Betrag, den die Bundesre- 
gierung bisher aus den zum Abbau des Nume- 
rus clausus vorgesehenen Mitteln des Schnell- 
bauprogramms für die Universität Bremen zur 
Verfügung gestellt hat? 


15. Abgeordneter Wieviel Studienplätze werden damit in Bre- 
Dr. Riedl men in Fächern mit absolutem Numerus clau- 

(München) sus neu geschaffen? 


16. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


Hat die Bundesregierung, wie in ihrer Druck- 
sache VI/1856 angekündigt, bei den Verhand- 
lungen mit den Ländern im Planungsausschuß 
für den Hochschulbau darauf hingewirkt, daß 
die Planung und Errichtung von Bauvorhaben 
in Fächern mit Zulassungsbeschränkungen 
durch finanzielle Umschichtungen beschleunigt 
werden? 


17. Abgeordneter 

Schulte 

(Schwäbisch 

Gmünd) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
sich der Numerus clausus in den Fächern 
Biologie, Geologie, Mathematik, Pharmazie, 
Architektur, Bauingenieurwesen, Elektrotech- 
nik, Maschinenbau und Vermessungswesen 
zum Teil beträchtlich verstärkt hat, wie dies 
aus den Vergleichszahlen der Westdeutschen 
Rektorenkonferenz vom 31. März 1971 her- 
vorgeht? 


18. Abgeordneter 

Schulte 

(Schwäbisch 

Gmünd) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
sich insofern die Situation der Zulassungsbe- 
schränkungen in den naturwissenschaftlichen 
und technischen Fächern seit dem Winter- 
semester 1970/71 trotz der Schnellbaumaß- 
nahmen verschlechtert hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


19. Abgeordneter In welchen Bundesländern wird heute noch 
Dr. Nölling der Film „Die Sitzung ist eröffnet" aus dem 

Jahre 1956 zur Darstellung der Arbeitsweise 
des Deutschen Bundestages gezeigt? 
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20. Abgeordneter 

Dr. Nölling 


21. Abgeordneter 

Dr. Sperling 


22. Abgeordneter 

Dr. Sperling 


23. Abgeordneter 
Wende 


24. Abgeordneter 
Wende 


25. Abgeordneter 

Schmidt 

(München) 

26. Abgeordneter 
Schmidt 
(München) 


27. Abgeordneter 
Pensky 


28. Abgeordneter 
Schirmer 


29. Abgeordneter 
Schirmer 


30. Abgeordneter 

Dr. Gruhl 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß es zweckmäßig wäre, in den einzelnen 
Landesbildstellen Filme bereitzustellen, die in 
Inhalt und Aufmachung mehr den heutigen 
Gegebenheiten der Bundestagsarbeit entspre- 
chen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob es bei 
der Verteuerung von Braun- und Steinkohle 
in den großen Kraftwerken auch zur Emission 
radioaktiver Substanzen meßbarer Konzentra- 
tionsgrade kommt? 

Gibt es Rechtsvorschriften, mit denen die Über- 
prüfung des Auftretens solcher Emissionen aus 
konventionellen Kraftwerken erzwungen wer- 
den kann? 

Wann erwartet die Bundesregierung als Be- 
teiligter im Olympischen Organisationskomi- 
tee eine Entscheidung über die Produktion und 
Kosten des offiziellen Films der Spiele der 
XX. Olympiade 1972 in München und in Kiel? 

Welche Kriterien stellt die Bundesregierung 
an die Auftragsvergabe und Finanzierung des 
Olympiafilms 1972? 

Wann ist die Entscheidung über die Vergabe 
des offiziellen Olympia-Films zu erwarten? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Herstellung eines anspruchsvollen Olym- 
pia-Films durch jedes Hinausschieben der Ent- 
scheidung aufs äußerste gefährdet ist? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
bisher zur Ausführung des Gesetzes zum 
Schutz gegen Fluglärm vom 30. März 1971 
getroffen? 

Wieviel Bundesleistungszentren — für wel- 
che Sportarten und mit welchen Kosten — 
beabsichtigt die Bundesregierung nach der 
mit dem Deutschen Sportbund abgestimmten 
Projektliste noch zu errichten? 

Verfügt die Bundesregierung über eine Kon- 
zeption zur Errichtung, evtl. Mitfinanzierung 
und der Gesamtkosten von Landesleistungs- 
zentren, die in den Bundesländern errichtet 
werden sollen? 

Was wurde seitens der Bundesregierung an 
Information und Aufklärung der Bevölkerung 
über den in der Regierungserklärung vom 28. 
Oktober 1969 angesprochenen Programmpunkt 
„Umweltschutz" veranlaßt, vor allem was den 
Einsatz audiovisueller Mittel betrifft, um alle 
Bürger mit den Problemen vertraut zu machen 
und sie auch selbst zu verantwortlichem Ver- 
halten zu bewegen? 
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31. Abgeordneter Was kann die Bundesregierung dazu beitra- 
Dr. Gruhl gen, daß bei den Staatsanwaltschaften der Län- 

der nach dem Beispiel der bayerischen Staats- 
regierung in München besondere Umwelt- 
schutzreferate eingerichtet werden, um Delikte 
gegen Umweltschutzgesetze und -Vorschriften 
wirkungsvoller zu verfolgen? 

Hält es die Bundesregierung für gerecht, daß 
pensionierten Generalveterinären der Wehr- 
macht, die jahrzehntelang bis zum 31. Dezem- 
ber 1969 die gleichen Versorgungsbezüge wie 
die Generalmajore, Konteradmirale, General- 
ärzte und Admiralärzte — nach Besoldungs- 
gruppe B 5 — erhielten, seit dem 1. Januar 
1970 eine geringere Versorgung erhalten als 
die vergleichbaren Dienstgrade, weil sie nicht 
nach B 6 übergeleitet wurden, da es in der 
Bundeswehr keine Generalveterinäre mehr 
gibt? 

33. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, eine gleiche 

Mursdi Versorgung für die Angehörigen der gleichen 

(Soltau- Dienstgradgruppen in die Wege zu leiten? 

Harburg) 

34. Abgeordneter Darf eine Aufenthaltsberechtigung einem Aus- 

Dr. Czaja länder nach dem Ausländergesetz unter Hin- 

weis auf die notwendige „volle Einfügung in 
das wirtschaftliche und soziale Leben in der 
Bundesrepublik Deutschland“ deshalb ver- 
weigert werden, weil er nicht einen Reisepaß 
bei seinem Heimatstaat beantragt, nachdem 
er seit einem Jahrzehnt einen deutschen Frem- 
denpaß hat? 

35. Abgeordneter Kann einem Jugoslawen, der jahrzehntelang in 

Dr. Czaja Deutschland arbeitete, deutsche Invalidenrente 

bezieht und straffrei ist, ein seit zehn Jahren 
geltender Fremdenpaß ausschließlich mit der 
Begründung nicht erneuert oder eine weitere 
Aufenthaltsberechtigung verweigert werden, 
weil er sich nicht für einen Antrag auf einen 
jugoslawischen Reisepaß entscheidet? 

Welche Konsequenzen wird die Bundesregie- 
rung aus der Tatsache ziehen, daß die Tätig- 
keit der Hilfsorganisationen bei Katastrophen 
durch Schaulustige stark behindert wird, wie 
das zuletzt noch beim Eisenbahnunglück bei 
Dahlerau der Fall war? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 

37. Abgeordneter Trifft es zu, daß in der Abteilung für Geld und 
Höcherl Kredit des Bundeswirtschaftsministeriums im 

Gegensatz zu der Meinung des Bundesmini- 
sters für Wirtschaft und Finanzen, es könne 
sich noch um Monate handeln, bis zur alten 


36. Abgeordneter 

Vogt 


32. Abgeordneter 

Mursdi 

(Soltau- 

Harburg) 
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38. Abgeordneter 

von Thadden 


39. Abgeordneter 
von Thadden 


40. Abgeordneter 

Schedl 


41. Abgeordneter 
Sdiedl 


42. Abgeordneter 

Dr. Pohle 


43. Abgeordneter 
Dr. Pohle 


44. Abgeordneter 
Offergeld 


45. Abgeordneter 

Offergeld 


Parität zurückgekehrt wird, die Auffassung 
vertreten wird, daß diese Vereinbarung nur 
unter der Klausel rebus sic stantibus zustande- 
gekommen wäre, wobei die Österreichische 
und schweizerische Aufwertung noch nicht be- 
kannt gewesen sei. und daß ebenfalls der Prä- 
sident der Bundesbank, Dr. Klasen, eine dazu 
abweichende Meinung vertritt? 

Wie beurteilt die Bundesregierung das Aus- 
maß der Gefährdung der besonders stark ex- 
portorientierten saarländischen Wirtschaft 
durch die währungspolitischen Beschlüsse? 

Kann das Saar/Westpfalz-Programm auch nach 
den währungspolitischen Beschlüssen der Bun- 
desregierung ungekürzt fortgesetzt werden, 
soweit es die Beteiligung des Bundes an den 
Kosten betrifft? 

Wie beabsichtigt die Bundesregierung, die zu- 
nehmenden Ungleichgewichte auf dem Teil- 
markt für Geschäftsräume auszugleichen? 

Hat die Bundesregierung geprüft, ob man im 
Rahmen öffentlicher Bauten verstärkt den Ein- 
bau von Gewerberäumen berücksichtigen 
könnte, um das Unterangebot der Gewerbe- 
räume ausgleichen zu helfen? 

Trifft die Erklärung des Bundesbankpräsiden- 
ten auf der öffentlichen Tagung des Vereins 
Deutscher Maschinenbauanstalten am 11. Mai 
1971 in Frankfurt zu, daß die Bundesregierung 
im EWG-Ministerrat am 879. Mai 1971 die 
„echte Verpflichtung" übernommen hat, „zur 
alten Parität wieder zurückzukehren"? 

Ist die Bundesregierung, wenn sie die Auf- 
fassung teilt, Ziel der Wechselkursfreigabe sei 
die maximale Entlastung der Dollarparitäten, 
der Meinung, daß bei Nichtabwertung des 
Dollars von der in der oben erwähnten Auf- 
fassung erkennbar ausgegangen wurde, diese 
Entlastung aus heutiger Sicht anders als durch 
eine — im Gegensatz zu der in Brüssel über- 
nommenen Verpflichtung stehende — Auf- 
wertung oder Quasi-Aufwertung herbeige- 
führt werden kann? 

Bis wann werden voraussichtlich die Verhand- 
lungen mit der Schweiz über eine Neufassung 
des Doppelbesteuerungsabkommens Deutsch- 
land — Schweiz abgeschlossen? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, evtl, 
in Zusammenarbeit mit der Schweiz, den Ver- 
trieb von Werbeschriften zu verhindern, in 
denen durch Schweizer Firmen Unterstützung 
zur Steuerhinterziehung in Deutschland ange- 
boten wird (vgl. z. B. Frankfurter Rundschau 
vom 19. Mai 1971)? 
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46. Abgeordneter 

Wolfram 


47. Abgeordneter 

Wolfram 


48. Abgeordneter 

Dr. Abelein 


49. Abgeordneter 

Dr. Evers 


50. Abgeordneter 

Dr. Evers 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Bürger 
bei Landkäufen des Bundes zu Verteidigungs- 
zwecken nicht nach dem dafür anzuwendenden 
Landbeschaffungsgesetz von 1957, sondern 
nach dem ungünstigen Allgemeinen Kriegsfol- 
genschadengesetz von 1957 entschädigt wor- 
den sind? 

Welche Rechtsvorschriften und Verwaltungs- 
anweisungen hat die Bundesregierung erlas- 
sen, um eine einheitliche Rechtsanwendung 
der nachgeordneten Behörden sicherzustellen? 

In welcher Reihenfolge, zu welchem Zeitpunkt 
und mit welchen finanziellen Mitteln gedenkt 
die Regierung die von ihr angekündigten Re- 
formmaßnahmen zu verwirklichen? 

Entspricht es den Vorstellungen der Bundes- 
regierung, daß die Versorgungsanstalt des 
Bundes und der Länder ihren Versorgungs- 
berechtigten Briefe ohne Anrede, Grußformel 
und persönliche Unterschrift des Zeichnenden 
zukommen läßt, und daß diese Anstalt es nicht 
für erforderlich hält, Kürzungen der Versor- 
gungsrenten infolge von Neuberechnungen 
in allgemein verständlicher Sprache zu erläu- 
tern? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, im Sinne 
ihres Versprechens „mehr Demokratie zu wa- 
gen" hier kurzfristig Abhilfe zu schaffen? 


Geschäftsbereidi des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


51. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
Dr. Ritz lichkeit, angesichts der sich häufenden Wald- 

brände, die nicht zuletzt auch durch die Öff- 
nung des Waldes für Erholungssuchende ent- 
stehen, die Kosten der Feuerversicherung für 
private Waldbesitzer zu übernehmen? 


52. Abgeordneter Wie weit sind die von Staatssekretär Dr. 

Solke Griesau im Landfunk des WDR am 18. Mai 

1971 in Anbetracht des lückenhaften Grenz- 
ausgleichs angekündigten Hilfsmaßnahmen zu- 
gunsten der Landwirtschaft gediehen, über 
deren Berechtigung — laut Staatssekretär Dr. 
Griesau — der Bundeskanzler und das Kabi- 
nett einig sind und die in Zusammenarbeit mit 
dem Deutschen Bauernverband erarbeitet wer- 
den sollen? 


53. Abgeordneter 

Solke 


Um welche konkreten Maßnahmen handelt es 
sich, und wann sollen sie verwirklicht werden? 


8 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2244 


54. Abgeordneter 

Bittelmann 


55. Abgeordnelei 

Bittelmann 


56. Abgeordneter 

Rainer 


57. Abgeordneter 

Lensing 


58. Abgeordneter 

Lensing 


59. Abgeordneter 

Kiechle 


60. Abgeordneter 

Kiechle 


61. Abgeordneter 

Dr. von 
Nordenskjöld 


62. Abgeordneter 

Dr. von 
Nordenskjöld 


Kann die Bundesregierung angeben, welche 
Kosten ihr durch die in allen landwirtschaft- 
lichen Wochenblättern am Wochenende zu 
Pfingsten erschienene Anzeige entstanden 
sind? 

Ist die Bundesregierung mit mir der Ansicht, 
daß sie in dieser Anzeige wichtige, für die 
Landwirtschaft jedoch entscheidende Daten 
Unbeachtet gelassen hat und damit die Agrar- 
politik der Bundesregierung in einem zu gün- 
stigen Licht erscheint? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die sich durch die Freigabe der Wechselkurse 
erneut abzeichnende Benachteiligung der deut- 
schen Landwirtschaft abzuwenden? 

Hält die Bundesregierung es nicht für einen 
Widerspruch, wenn sie in ihrer Anzeige in den 
landwirtschaftlichen Wochenblättern behaup- 
tet, daß rund 780 Millionen DM den Bauern 
über die erhöhte Mehrwertsteuer an Aufwer- 
tungsverlustausgleich zufließen und sie gleich- 
zeitig im Aufwertungsbericht zugeben muß, 
daß es fraglich ist, ob die erhöhte Mehrwert- 
steuer in voller Höhe bei den Bauern an- 
kommt? 

Kann die Bundesregierung angeben, ob auf 
Grund der derzeitigen Rechtslage (nationales 
und EWG-Recht) der Aufwertungsausgleich 
auch nach 1973 an die Landwirtschaft weiter 
gewährt wird? 

Kann die Bundesregierung angeben, um wie- 
viel Millionen DM das Einkommen der deut- 
schen Landwirtschaft im Jahre 1970 gegenüber 
1969 zurückgegangen ist? 

Wie hoch wäre das Einkommen der Landwirt- 
schaft im Jahre 1970, wenn die wirtschaftliche 
Entwicklung der Jahre 1963 bis 1969 sich grad- 
linig, d. h. ohne die Auswirkungen der Auf- 
wertung und der starken Kostensteigerungen, 
entwickelt hätte? 

Kann die Bundesregierung nunmehr, nachdem 
das einzelbetriebliche Förderungsprogramm 
angelaufen ist, Angaben darüber machen, wie- 
viel Prozent der landwirtschaftlichen Betriebe 
in der Bundesrepublik Deutschland die Inve- 
stitionsförderung in Anspruch nehmen kön- 
nen? 

Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
geben, wie hoch zukünftig vom landwirtschaft- 
lichen Einzelbetrieb ein mittelfristiger Kredit 
für Investitionen mit Zins und Tilgung zu be- 
dienen ist? 
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63. Abgeordneter Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 

Dr. Ritgen geben, ob die Kosten- und Lohnsteigerungen 

im Jahre 1971 in der Landwirtschaft höher oder 
niedriger sein werden, als die in Brüssel be- 
schlossenen Preisanhebungen für Agrarpro- 
dukte? 

64. Abgeordneter Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 

Dr. Ritgen geben, ob und in welcher Höhe sie Investi- 

tionszuschüsse zu Investitionen in landwirt- 
schaftlichen Betrieben gewährt? 

65. Abgeordneter Ist die Bundesregierung mit mir der Ansicht, 

Susset daß die von ihr durch Umbuchungen im Haus- 

halt bereitgestellten 480 Millionen DM, die 
überwiegend als Flächenausgleich bereitge- 
stellt werden, nicht sinnvoller für die Erhö- 
hung der Altershilfe und eine Krankenver- 
sicherungsregelung der Altenteiler zur Ver- 
fügung gestellt hätten werden können? 

66. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Gründe nennen, 

Susset die sie veranlaßt hat, in einer Anzeige zu be- 

haupten, daß die deutschen Bauern 1971/72 aus 
den in Brüssel beschlossenen Agrarpreisan- 
hebungen Mehreinnahmen von 800 bis 900 
Millionen DM erhalten? 

67. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung die im Jahre 

Dr. Prassler 1970 eingetretene Einkommensminderung der 

Landwirtschaft auszugleichen? 

68. Abgeordneter Ist die Bundesregierung mit mir der Ansicht, 

Dr. Prassler daß im Jahre 1971 wegen der weiterhin stark 

steigenden Kosten das Einkommen der Land- 
wirtschaft noch geringer sein wird als 1970? 

69. Abgeordneter Bezieht sich die laut Vereinigter Wirtschafts- 

Dr. Früh dienst vom 17. Mai 1971 im britischen Unter- 

haus gestellte Frage im Hinblick auf Mischen 
von Butter nur auf Mischen von Butter ver- 
schiedener Provenienzen oder auch auf Mi- 
schen von Butter mit anderen Fetten? 

70 Abgeordneter Inwieweit ist damit zu rechnen, daß bei einem 
Dr. Früh Eintritt Englands in die EWG auch die Ent- 

wicklungsländer des Commonwealth ähnlich 
assoziiert werden, wie die afrikanischen Staa- 
ten, und welche Folgerungen ergeben sich hier- 
aus für den Fett- und Zuckermarkt der EWG? 

71. Abgeordneter Weshalb sind Investitionen zur Einrichtung 
Schröder von Fremdenzimmern auf Bauernhöfen nach 

(Wilhelminenhof) den „Richtlinien für die Förderung von einzel- 
betrieblichen Investitionen in der Land- und 
Forstwirtschaft“ nicht förderungswürdig? 
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72. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Schröder derartige Investitionen im Rahmen anderer 

(Wilhelminenhof) Programme zu unterstützen, nachdem sie die 

„Ferien auf dem Bauernhof" sowohl der länd- 
lichen Bevölkerung als auch ihren städtischen 
Gästen attraktiv macht? 

73. Abgeordneter Entspricht es der Tatsache, daß in der Bundes- 

Dr. Schmidt republik Deutschland für die landwirtschaft- 

(Krefeld) liehe Produktion fünf verschiedene Substanzen 

als Fütterungsantibiotika zugelassen sind, 
während die Gesetzgebung in Holland 15 Sub- 
stanzen erlaubt? 

74. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung in der EWG 

Dr. Schmidt bislang unternommen, um Wettbewerbsver- 

(Krefeld) Zerrungen zu vermeiden, den Verbraucher- 

schutz zu sichern und die Gesetzgebung zu 
harmonisieren, zumal der Bedarf gerade an 
Masthähnchen durch mehr als 50% der Im- 
porte gedeckt wird, die vorzugsweise aus Hol- 
land stammen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

75. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Ent- 

Burger Scheidung einer Landesversicherungsanstalt, 

die einem 1908 geborenen Schwerbehinderten 
auf dessen Antrag auf Rente wegen Erwerbs- 
unfähigkeit nur eine Minirente zahlt, weil 
dessen Erwerbsunfähigkeitseintritt vom Ver- 
trauensärztlichen Dienst auf das Jahr 1938 
zurückverlegt wurde, mit dem Ergebnis, daß 
alle nach 1938 entrichteten Beiträge aus der 
Pflichtversicherung für die Rentenberechnung 
nicht in Anrechnung kamen? 

76. Abgeordneter Welche Auswirkungen hat die Freigabe des 

Leicht Wechselkurses der DM für eine wie hohe An- 

zahl von Rentenempfängern in den deutsch- 
französischen Grenzräumen? 

77. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung der Auf- 

Bredl fassung ist, daß die Berufsausbildung zum 

dienstordnungsmäßigen Angestellten bei den 
Trägern der gesetzlichen Krankenversicherung 
eine Angelegenheit des Berufsbildungsgeset- 
zes vom 14. August 1969 sei? 

78. Abgeordneter Ist die Bundesregierung nicht auch der Auf- 

Bredl fassung, daß alle Aufgaben aus dem Dienst- 

recht für dienstordnungsmäßige Angestellte 
der gesetzlichen Krankenkassen Aufgabe der 
Selbstverwaltung dieser Krankenversiche- 
rungsträger und nach § 352 RVO lex spezialis 
im Verhältnis zum Berufsbildungsgesetz ist? 
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79. Abgeordneter 

Dr. SchwÖrer 


80. Abgeordneter 

Dr. Sdiwörer 


81. Abgeordnete 

Frau Lauterbadi 


82. Abgeordnete 

Frau Lauterbadi 


83. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vodtenhausen 


84. Abgeordneter 

Killat- 
von Coreth 


85. Abgeordneter 

Killat- 
von Coreth 


86. Abgeordneter 

Dr. Götz 


Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele 
berufsunfähige Arbeitnehmer es im Augen- 
blick in der Bundesrepublik Deutschland gibt, 
die noch arbeitsfähig sind, die aber in ihrem 
Beruf nicht eingesetzt werden können? 

Wann endet nach der Ansicht der Bundesregie- 
rung die Möglichkeit, einen älteren Angestell- 
ten, der nicht mehr in seinem Beruf arbeiten 
kann, auf eine andere Tätigkeit umzuschulen, 
und ist die Bundesregierung der Ansicht, daß 
hier von der Bundesanstalt für Arbeit in der 
Frage des Zuschusses ein großzügigerer Maß- 
stab angelegt werden soll für die Entscheidung 
der Frage, ob die Kosten der Umschulung von 
der Bundesanstalt für Arbeit übernommen 
werden oder nicht? 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die 
Frauen ab 30. Lebensjahr genügend über die 
ab 1. Juli d. J. bestehende Möglichkeit der 
Krebsvorsorgeuntersuchung als Pflichtleistung 
der Krankenkassen informiert sind, und sind 
die vorhandenen Fachärzte und Laboreinrich- 
tungen in der Lage, die entsprechend zahlen- 
mäßig zu erwartenden Untersuchungen in 
Stadt und Land zu bewältigen? 

Teilt die Bundesregierung die Meinung fach- 
ärztlicher Kreise über den Anstieg der Zahl 
der Brustkarzinome und damit die Forderung, 
in die ärztliche Vorsorgeuntersuchung eine 
Mammographie mit einzubeziehen? 

Teilt die Bundesregierung die in Kriegsopfer- 
kreisen vertretene Ansicht, daß die Verflech- 
tung der Kriegsopferfürsorge und der Sozial- 
hilfe mit Nachteilen für die Kriegsopfer ver- 
bunden ist, und sieht sie gegebenenfalls Mög- 
lichkeiten der Abhilfe? 

Ist die dpa-Meldung vom 26. Mai 1971 zutref- 
fend, daß die Österreichische Ärzteschaft in den 
Ländern Tirol, Steiermark und Salzburg sich 
weiterhin weigert, die durch das Sozialver- 
sicherungsabkommen mit Österreich garan- 
tierte Heilbehandlung deutscher Urlauber auf 
Krankenschein durchzuführen? 

Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun, 
um den deutschen Urlaubern die vereinbarte 
Heilbehandlung auf Krankenschein in Öster- 
reich sicherzustellen? 

Wie stellt sich die Bundesregierung zur Mel- 
dung der Gesellschaftspolitischen Korrespon- 
denz-Informationen — Aktueller Dienst vom 
27. Mai 1971, wonach die Vorausschätzungen 
der Einnahmen, der Ausgaben und des Ver- 
mögens der Rentenversicherungen der Arbei- 
ter und der Angestellten von 1971 bis 1985 
auf statistisch fehlerhaften Berechnungsme- 
thoden basieren? 
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87. Abgeordneter 

Dr. Götz 


88. Abgeordneter 

Geisenhofer 


89. Abgeordneter 

Geisenhofer 


90. Abgeordneter 

Varelmann 


91. Abgeordneter 

Varelmann 


Hat die Bundesregierung oder der Sozialbeirat 
ein Gutachten über die Prognosemethode und 
die Zweckmäßigkeit der Grundannahmen in 
den langfristigen Vorausberechnungen in Auf- 
trag gegeben, und welches Ergebnis hat gege- 
benenfalls das Gutachten? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
die Anhebung der Regelsätze nach dem Bun- 
dessozialhilfegesetz um ca. 25% tausende 
Kleinrentner mit Beitragsleistungen bis zu 30 
Jahren nur gleichhohe Leistungen wie Sozial- 
hilfeempfänger erhalten, die bekanntlich hier- 
für keine Beitragsleistungen erbracht haben? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
bei Kleinrentnern mit 30jähriger Beitragslei- 
stung — im Unterschied zu Sozialhilfeemp- 
fängern — die erbrachte Eigenleistung ange- 
messen zu berücksichtigen? 

Ist die Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte in der Lage, auf Grund der wesentlich 
gestiegenen Beitragseinnahmen und zusätz- 
lich günstigerer Umstände den sozialen Woh- 
nungsbau ihrer Versicherten noch kräftiger zu 
fördern, wie es in den jüngsten Jahren der 
Fall war? 

Nach vorliegenden Informationen wird die 
Rentenversicherung der Arbeiter nicht in der 
Lage sein, den sozialen Wohnungsbau der 
Arbeiter zu fördern, welche Möglichkeiten 
sieht die Bundesregierung, diesen Mißstand zu 
bereinigen und die Träger der Rentenversiche- 
rung der Angestellten und Arbeiter durch 
entsprechende Maßnahmen finanziell gleich- 
mäßig auszustatten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


92. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß eine 
Dr. Wörner Mehrheit der niedergelassenen Ärzte in West- 

deutschland Naturheilverfahren, Homöopathie 
etc. in mehr oder weniger großem Umfang 
anwenden und daß breite Kreise der Bevölke- 
rung keine Einschränkung oder Behinderung 
dieser Medizinzweige wünschen, so daß die 
Anliegen sowohl der Ärzte als auch der Be- 
völkerung gebührend berücksichtigt werden 
müßten? 


93. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Vorsorge getragen, 

Dr. Wörner daß sich ihre Vorschläge zur Arzneimittelno- 

velle auf wirklich gesicherte und unbestritten 
wissenschaftliche Grundlagen stützen und nicht 
nur einseitigen z. B. pharmakologischen Auf- 
fassungen Gehör schenken? 
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94. Abgeordneter 

Fiebig 


95. Abgeordneter 

Dr. Hammans 


96. Abgeordneter 

Dr. Hammans 


97. Abgeordneter 

Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


98. Abgeordneter 

Zebisch 


99. Abgeordneter 
Zebisch 


Ist die Bundesregierung bisher der Bitte des 
Ausschusses für Berufe des Gesundheitswe- 
sens in der Arbeitsgemeinschaft der Leitenden 
Medizinalbeamten der Länder nachgekommen, 
beim österreichischen Sozialministerium in 
Wien zu klären, inwieweit Österreich solche 
Zeiten auf die Turnuszeit in der Ausbildung 
zum Arzt anrechnet, die an deutschen Kran- 
kenanstalten in nachgeordneter Stellung von 
Ärzten abgeleistet werden, und in welcher 
Weise der Nachweis einer nach österreichi- 
schem Recht abgeschlossenen Ausbildung für 
Ärzte als erbracht angesehen werden kann, 
die in Deutschland eine ärztliche Tätigkeit 
ausüben wollen, und wenn ja, mit welchem 
Erfolg? 

Ist bei der Berufung des Beirats „Arzneimittel- 
sicherheit" im Bundesministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit auch die Tatsache be- 
rücksichtigt worden, daß es verschiedene medi- 
zinische Richtungen gibt, und ist auch dafür 
Sorge getragen worden, daß ärztliche Sachver- 
ständige für die Gebiete Phytotherapie, Ho- 
möopathie und anthroposophische Medizin in 
gebührendem Umfang berücksichtigt wurden? 

Trifft die Befürchtung zu, daß in den Prüfungs- 
richtlinien der EG und in den Empfehlungen 
des Beirates „Arzneimittelsicherheit" Grund- 
sätze niedergelegt sind, die die spezifische 
ärztliche Tätigkeit in den Gebieten Naturheil- 
verfahren, Homöopathie etc. einschränken 
oder gefährden könnten, woraus zu schließen 
wäre, daß die Bundesregierung sich nicht 
durch Anhörung der betroffenen Ärztever- 
bände wie z. B. Zentralverband der Ärzte für 
Naturheilverfahren, Kneippärztebund, Zentral- 
verein deutscher homöopathischer Ärzte und 
Arbeitsgemeinschaft anthroposophischer Ärzte 
vergewissert hat, daß die von ihr geplante 
Arzneimittelnovelle nicht unzumutbare Ein- 
schränkungen der spezifischen ärztlichen 
Pflichten und Tätigkeiten dieser Ärzte zur 
Folge haben wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, den Verband 
der Unterhaltsverpflichteten in der Bundes- 
republik Deutschland e. V. insofern mit dem 
Verband lediger Mütter e. V. gleichzustellen, 
als ihm zur Erfüllung seiner Aufgaben finan- 
zielle Unterstützung aus Bundesmitteln ge- 
währt wird? 

Welche Maßnahmen unternimmt die Bundes- 
regierung, um neue Arzneimittel auf Risiken 
hin zu untersuchen und zu registrieren? 

Orientiert sich die Bundesregierung bei ihren 
Maßnahmen an Erfahrungen in den Vereinig- 
ten Staaten, und nach welchem Plan sollen ent- 
sprechende Kontrollbehörden auch bei uns aus- 
gebaut werden? 
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Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

100. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, zum schnellen 
Seefeld Auffinden einer Unfallmeldemöglichkeit an 

allen Ortstafeln (StVO, Bild 37) ein Hinweis- 
schild (StVO, Bild 34 b) anbringen zu lassen? 

Was hat die Bundesregierung bisher unter- 
nommen, um die Behauptung der Fluglotsen zu 
entkräften, ihre Arbeitsverzögerungen seien 
„Arbeit nach Vorschrift"? 

Wird die Bundesregierung die Tätigkeit der 
Fluglotsen ab sofort durch qualifizierte Beamte 
der obersten Luftaufsichtsbehörde daraufhin 
kontrollieren lassen, ob und ggf. in welchem 
Umfange die Fluglotsen bisher und noch fort- 
dauernd gegen die geltenden Vorschriften ver- 
stoßen oder diese willkürlich entgegen mög- 
lichem Ermessen handhaben? 

103. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Anregungen 
Dr. Kempfier aus Kreisen der Kraftfahrer zu überprüfen, 

daß schrankenlose Übergänge mit Verkehrs- 
ampeln und nicht mehr durch blinkendes Rot- 
licht gesichert werden sollen? 

104. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Rösing das System der Autoreisezüge in Zukunft noch 

weiter auszubauen? 

105. Abgeordneter Was geschieht, um die Abfertigung der Auto- 

Rösing reisezüge zu verbessern und zu verbilligen? 

106. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 

Dr. Weber Rheinufer außerhalb der geschlossenen Ort- 

(Köln) schäften mehr und mehr verwahrlosen? 

107. Abgeordneter Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregie- 

Dr. Weber rung zur Instandhaltung und Reinhaltung der 

(Köln) Rheinufer? 

108. Abgeordneter Wann erwartet die Bundesregierung die Be- 

HÖcherl endigung des Bummelstreiks der Fluglotsen 

auf den deutschen Flughäfen, der in unnatür- 
licher Weise tausende von nationalen und 
internationalen Fluggästen in unerträglicher 
Weise belästigt und ihnen Schaden zufügt? 

109. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, 

Vogt durch kurzfristig wirksame Maßnahmen die 

Sicherheit im Straßenverkehr an Feiertagen 
wie Ostern und Pfingsten zu erhöhen und die 
Zahl der Unfalltoten und Unfallgeschädigten 
spürbar zu senken? 


102. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


101. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


110. Abgeordneter Beabsichtigt der Bundesminister für wirtschaft- 
Matthöfer liehe Zusammenarbeit, die Kompetenzen zwi- 

schen der Bundesstelle für Entwicklungshilfe 
und der Deutschen Förderungsgesellschaft für 
Entwicklungsländer (GAWI) neu abzugrenzen? 


111. Abgeordneter 

Peiter 


Ist durch den Bürgerkrieg in Ost-Pakistan an 
Projekten der Deutschen Entwicklungshilfe 
Schaden entstanden? 


112. Abgeordneter 

Peiter 


Wurde durch die Unruhen in Ceylon die Ar- 
beit an Projekten der Deutschen Entwicklungs- 
hilfe beeinträchtigt? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


113. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


114. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


115. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 


116. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Zusagen, in einigen Jahren der Republik Süd- 
afrika Waffenkäufe in der Bundesrepublik 
Deutschland zu ermöglichen, im Widerspruch 
zu der bereits von früheren Bundesregierun- 
gen und vom Bundestag einstimmig mehrmals 
abgegebenen Verpflichtung, Waffen nicht in 
Spannungsgebiete zu liefern, stehen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
derartige Zusagen Kritik hervorrufen, aber 
auch Hoffnungen südafrikanischer Kreise wek- 
ken können, daß die Bundesrepublik Deutsch- 
land die in Frage 113 genannte Verpflichtung 
korrigieren könnte, und ist die Bundesregie- 
rung bereit, noch einmal klarzustellen, daß 
Waffenlieferungen in Spannungsgebiete für 
die Bundesrepublik Deutschland grundsätzlich 
nicht in Frage kommen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Be- 
mühungen des Bundesarbeitsministeriums zu- 
gunsten der Beschäftigung älterer Arbeitneh- 
mer, nachdem bekannt geworden ist, daß das 
Auswärtige Amt im Rahmen der Bereinigung 
der Altersstruktur des auswärtigen Dienstes 
laufend ältere Beamte in den Ruhestand ver- 
setzt? 

Glaubt die Bundesregierung, daß das Beispiel 
des Auswärtigen Amtes die Wirtschaft ermun- 
tert, ältere Arbeitnehmer weiter zu beschäf- 
tigen, nachdem der öffentliche Dienst am Bei- 
spiel des Auswärtigen Amtes genau das Ge- 
genteil praktiziert? 
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117. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, denen zufolge in 
Bauer zunehmendem Maße deutsche Urlaubsreisende 

(Würzburg) — vornehmlich bei Warenkäufen in den Län- 

dern Marokko, Tunesien, Türkei, Spanien und 
Jugoslawien — in Schecks zu zahlen versu- 
chen, die entweder nicht gedeckt sind oder 
nachträglich mit dem Hintergrund des Ver- 
suchs einer gewissen Preisreduzierung ge- 
sperrt werden? 

In welchem Ausmaß sind Auslandsvertretun- 
gen der Bundesrepublik Deutschland im ver- 
gangenen Jahr bis heute mit solchen Klagen 
von Verkäufern aus den genannten Ländern 
des modernen „Massentourismus" angegangen 
worden? 


119. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
Dr. Marx im Zusammenwirken mit dem Berliner Senat 

(Kaiserslautern) ergriffen, um Diskriminierungen Westberliner 
Touristen, die von ihrer Heimat aus nach Bul- 
garien fliegen wollen, abzuwehren und unge- 
rechtfertigte bulgarische Forderungen zurück- 
zuweisen? 


120. Abgeordneter Hat die Bundesregierung der polnischen Regie- 
Dr. Marx rung unmißverständlich klargemacht, daß sie 

(Kaiserslautern) die Aufforderung des polnischen Außenmini- 
sters, gegen „Radio Free Europe" vorzugehen, 
als unzulässige Einmischung in unsere Ange- 
legenheiten und wenig förderlichen Beitrag 
zur deutsch-polnischen Verständigung betrach- 
tet, und sie weiterhin daran interessiert bleibt, 
daß der genannte Sender frei und unbehindert 
für die Völker Osteuropas Nachrichten und 
Kommentare ausstrahlt? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß laut Be- 
richt der „Times" vom 21. Mai 1971 über den 
Besuch des britischen Premierministers in Paris 
(Seite 1, Seite 4 Spalte 5) der französische 
Staatspräsident und der britische Premiermini- 
ster darin übereinstimmen, daß die zukünftige 
politische Organisation Europas die Form 
eines Staatenbundes (confederation of States) 
haben müsse, und daß es nicht, wie einige 
Partner Frankreichs es gerne hätten, einen un- 
mittelbaren Plan für ein bundesstaatliches Eu- 
ropa (federal Europe) mit Regierung und Par- 
lament geben könne? 

122. Abgeordneter Ist die Bundesregierung davon überzeugt, daß 
Sdhlee bei einer solchen Organisation Europas als 

Staatenbund eine vollendete Währungsunion 
mit einem für eine einheitliche Währung ver- 
antwortlichen Zentralbankinstitut erreicht wer- 
den kann? 


121. Abgeordneter 

Sdilee 


118. Abgeordneter 
Bauer 
(Würzburg) 
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123. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung angesichts 

Matthöfer der Verhaftung des seit elf Jahren in der Bun- 

desrepublik Deutschland lebenden Spaniers 
Carlos Pardo durch die spanische Polizei und 
der Anklage gegen ihn wegen angeblich in 
der Bundesrepublik Deutschland durchgeführ- 
ter „illegaler Propaganda" zu tun, um ihrer 
bisher immer wieder Öffentlich bekundeten 
Meinung, daß im Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes auch die bei uns arbeitenden Aus- 
länder unter dem Schutz der Grundrechte, ins- 
besondere des Rechts auf Meinungs- und Koa- 
litionsfreiheit, stehen, Nachdruck zu verlei- 
hen? 

124. Abgeordneter Geht die Bundesregierung bei ihren ostpoli- 

Reddemann tischen Überlegungen heute immer noch von 

der früher geäußerten Voraussetzung aus, daß 
alle relevanten politischen Kräfte in den Ver- 
einigten Staaten diese Ostpolitik unterstützen 
und ihre Konsequenzen gutheißen? 

125. Abgeordneter Hat der Bundesminister des Auswärtigen den 

Reddemann im Nachrichtenmagazin „Der Spiegel" abge- 

druckten Satz „Die Israelis müssen jetzt end- 
lich lernen, daß in dieser Regierung keine alten 
Nazis sitzen und damit auch keine Objekte für 
Erpressungsversuche " wörtlich oder dem Sinne 
nach gesagt? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesminisiers des Innern 


1. Abgeordneter 

Zebisch 


2. Abgeordneter 
Zebisdi 


3. Abgeordneter 

Benda 


4. Abgeordneter 

Benda 


5. Abgeordneter 

Peiter 


6. Abgeordneter 

Röhner 


7. Abgeordneter 
Röhner 


Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
rung über die Vereinfachung des Meldewe- 
sens und des Ausweiswesens bisher ent- 
wickelt, und nach welchem Terminplan sollen 
die Maßnahmen ablaufen? 

Sind der Bundesregierung die Vorschläge des 
Deutschen Gemeindetages bekannt, und denkt 
sie daran, sie je zu übernehmen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die sogenannte 5-Prozent-Klausel — § 6 Abs. 4 
des Bundeswahlgesetzes — ein wesentliches 
Element der politischen Stabilität des parla- 
mentarisch-demokratischen Systems der Bun- 
desrepublik Deutschland darstellt und ihre 
Herabsetzung oder Streichung nicht nur die 
parlamentarische Existenz demokratischer Par- 
teien sichern, sondern auch radikalen Kräften 
von links und rechts den Einzug in den Bun- 
destag ermöglichen würde? 

Wird sich die Bundesregierung — im Falle 
der Bejahung von Frage 3 — allen etwaigen 
Bestrebungen nach einer Änderung der 5-Pro- 
zent-Klausel widersetzen? 

Wird die Bundesregierung die Heizungsko- 
stenzuschüsse für zentralbeheizte Wohnungen 
für Bundesbedienstete in den unteren Besol- 
dungsgruppen wieder einführen? 

In welchem Umfang bleiben die Beihilfean- 
sprüche der Angestellten im öffentlichen Dienst 
hinter denjenigen der Beamten zurück? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Beihilfe- 
ansprüche der Angestellten im öffentlichen 
Dienst an die für die Beamten geltenden Be- 
stimmungen anzupassen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


8. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 


Ist die Bundesregierung bereit, einen Fonds 
einzurichten bzw. (durch Novellierung des 
Bundessozialhilfegesetzes) einen Rechtsan- 
spruch zu schaffen, um den Opfern von Ge- 
waltverbrechen einen Schadensausgleich zu 
gewähren, wenn die Täter nicht ermittelt oder 
gefaßt werden können? 
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9. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 


Wie groß ist die Zahl solcher Fälle, und in 
welchem Verhältnis steht sie zur Zahl der 
aufgeklärten Gewaltverbrechen? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


10. Abgeordneter 

Dr. Sperling 


11. Abgeordneter 

Dr. Sperling 


12. Abgeordneter 

Dr. Luda 


13. Abgeordneter 

Dr. Luda 

14. Abgeordneter 

Leicht 


15. Abgeordneter 

Leicht 


16. Abgeordneter 

Höcherl 


17. Abgeordneter 

Dr. Hauff 


Welche europäischen Zentralbanken haben in 
den vergangenen Monaten ihre Dollarreserven 
auf dem Eurogeldmarkt angeboten und da- 
durch zur Vergrößerung des Eurokreditvolu- 
mens und der die Bundesrepublik Deutschland 
belastenden Devisenschwemme beigetragen? 

Hat sich auch die Deutsche Bundesbank auf 
diese Art an der Steigerung der Dollarschwem- 
me beteiligt? 

Trifft die Meldung des Bonner General-An- 
zeigers vom 14. Mai 1971 zu, nach der der 
Ministerialdirektor im Bundeswirtschaftsmini- 
sterium Hankel wörtlich folgendes erklärt hat: 
„Unser Stabilitätsgesetz ist mehr auf Antire- 
zessionsökonomie als auf Stabilitätsökonomie 
abgestellt. Das ergibt sich schon aus seiner 
Entstehungsgeschichte. Also muß der Wirt- 
schaftspolitiker, der damit arbeiten muß, einen 
rezessionsähnlichen Zustand hersteilen, wenn 
er etwas erreichen will"? 

Stimmt, bejahendenfalls, die Bundesregierung 
dieser Auffassung zu? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Gebüh- 
renordnung der Ingenieure (GOJ), die seit 
über 30 Jahren die Grundlage für die Arbeit 
der beratenden Ingenieure bildet, bald den 
heutigen Verhältnissen anzupassen? 

Wird die Bundesregierung in einer Neurege- 
lung dafür Sorge tragen, daß für die verant- 
wortungsvolle Arbeit insbesondere von bera- 
tenden Ingenieuren und Statikern eine aus- 
reichende Ausbildung und ein ausreichender 
Nachweis in der Haftpflicht festgelegt wird? 

Trifft es zu, daß die erteilten Tiefbauauftrage 
der öffentlichen Hand im Straßenbau 1970 im 
Verhältnis zu 1969 real um 21% und im sonsti- 
gen Tiefbau real um 13% zurückgegangen 
sind? 

Kann die Bundesregierung mitteilen, welche 
ausländischen Geldanleger oder Banken an 
der DM-Devisenspekulation vor dem 9. Mai 
1971 maßgeblich beteiligt waren? 
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18. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Be- 

Dr. Schober völkerung eines dicht besiedelten Wohnge- 

biets der Stadt Herford durch den Lärm der 
Hubschrauber der britischen Streitkräfte stark 
belästigt wird? 

19. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, das 

Dr. Schober Bestreben des Rats der Stadt Herford zu un- 

terstützen, die Hubschrauberlandeplätze in ein 
weniger dicht besiedeltes Gebiet zu verlegen? 

20. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Wohlrabe nach der derzeitigen Regelung in § 28 Abs. 1 

Satz 2 des Berlinförderungsgesetzes die Ber- 
liner Arbeitnehmer, die ihren Krankenver- 
sicherungsschutz bei einem Unternehmen der 
privaten Krankenversicherung gewählt haben, 
ohne sachliche Rechtfertigung von der Förde- 
rung ausgeschlossen sind, so daß sie erhebliche 
finanzielle Einbußen erleiden? 

21. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung diese Be- 

Wohlrabe nachteiligung und soziale Härte für die Be- 

troffenen zu beseitigen, und hat sie Vorkeh- 
rungen für die Zukunft getroffen, damit diesen 
Arbeitnehmern keine Nachteile aus der der- 
zeitigen Regelung entstehen können? 

22. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den lau- 

Höcherl fenden Rückgang der Steuereinnahmen der 

Städte und Gemeinden infolge des Absinkens 
der Gewerbesteuereinnahmen, und was ge- 
denkt die Bundesregierung zu tun, um die 
sprunghaft ansteigenden — aber für die Städte 
und Gemeinden kaum beeinflußbaren — Aus- 
gaben für die Städte und Gemeinden erträg- 
licher zu gestalten? 

23. Abgeordneter Wie viele kreisangehörige Gemeinden haben 

Erhard nach der Verabschiedung des Gemeindefinanz- 

(Bad Schwalbach) reformgesetzes den Gewerbesteuerhebesatz 

auf 300 oder mehr % erhöht? 

24. Abgeordneter Wie viele Gemeinden haben seit Sommer 1969 

Erhard die Lohnsummensteuer bei der Gewerbesteuer 

(Bad Sdiwalbach) eingeführt? 

25. Abgeordneter Kann die Bundesregierung zusichern, daß die 

Dr. Sdiulze- erheblichen Manöverschäden vor allem durch 

Vorberg US-Panzer in Unterfranken unverzüglich beho- 

ben und der entstandene Schaden ausgeglichen 
wird, zumal in der Bevölkerung und in der 
Presse (so in der Mainpost und in Fränkisches 
Volksblatt vom Donnerstag, dem 27. Mai 1971) 
von einem „mutwilligen Zerstörungsdrang" 
die Rede ist, da zum Beispiel Spargelfelder bei 
Rimbach und Waldkulturen im Raume Volkach 
zerstört wurden? 
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26. Abgeordneter Ist die Versorgungsanstalt des Bundes und 

Dr. Evers der Länder berechtigt, Rentenzahlungen, die 

infolge eines Verschuldens der Bundesanstalt 
geringfügig überhöht ausgefallen sind, f üt 
einen mehrmonatigen Zeitraum in ultimativer 
Form und unter Androhung einer Einstellung 
der zukünftigen Rentenzahlungen zurückzu- 
fordern? 

27. Abgeordneter Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, 

Dr, Evers die Versorgungsanstalt des Bundes und der 

Länder darauf aufmerksam zu machen, daß ein 
derartiges Vorgehen in Zukunft zu unter- 
bleiben hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

28. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die vom 
Dr. Sdiwörer Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

verfügte Kostenverordnung vom 5. August 
1970 für TüV-Prüfungen eine Kostenerhöhung 
von ca. 40°/o ausmacht, und welche Gründe 
waren für diese neue Kostenordnung aus- 
schlaggebend? 

29. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für angebracht, 
Dr. Sdhwörer daß in Zeiten ohnehin die Stabilität gefähr- 
dender Preissteigerungen ein weiterer Kosten- 
druck durch amtliche Verfügungen ausgelöst 
wird? 

30. Abgeordneter Welche finanziellen Auswirkungen für die 

Burger Rentenversicherung der Arbeiter und Ange- 

stellten hat eine Erhöhung der Witwenrente 
von 60 auf 65 Prozent der Versichertenrente? 

31. Abgeordneter Welche finanziellen Belastungen würde eine 

Burger entsprechende Regelung im Bereich der Kriegs- 

opferversorgung, der Beamtenversorgung, der 
knappschaftlichen Rentenversicherung, der Zu- 
satzversorgung des öffentlichen Dienstes und 
sonstige für Bund, Länder und Gemeinden mit 
sich bringen, und welche Belastungen würden 
für die Wirtschaft im Bereich der Unfallver- 
sicherung entstehen? 

32. Abgeordnete Liegt der Bundesregierung bereits das Zwi- 
Frau Lauterbach schenergebnis der von der Sachverständigen- 
kommission durchgeführten Untersuchung über 
die Sicherstellung der ärztlichen und zahnärzt- 
lichen Versorgung insbesondere der Landbe- 
völkerung vor, das auf meine Frage vom 9. 
Dezember 1970 für Frühjahr 1971 angekündigt 
wurde, und zu welchen Erkenntnissen und 
Maßnahmen hat es gegebenenfalls geführt? 
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33. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Jugend- 

Varelmann liehe, die eine Berufsausbildung als Kinder- 

pflegerin durchlaufen und mit staatlicher Ab- 
schlußprüfung beenden, durch die Arbeits- 
ämter keinerlei individuelle Förderung erhal- 
ten? 

34. Abgeordneter Wird die Bundesregierung sich bei der Bun- 

Varelmann desanstalt für Arbeit dafür einsetzen, daß der 

Beruf der Kinderpflegerin in den Katalog der 
nach dem Ausbildungsförderungsgesetz zu för- 
dernden sozialen Berufe — wie z. B. Kranken- 
pflegehelferin — aufgenommen wird? 

35. Abgeordneter Welche jährliche Haushaltsbelastungen ver- 

Weigl ursacht das geplante Zweite Gesetz zur Ände- 

rung und Ergänzung des Arbeitsförderungs- 
gesetzes? 

36. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 

Weigl der Beitrag der Arbeitnehmer zur Arbeits- 

losenversicherung deshalb erhöht werden muß, 
weil sie im größeren Umfang Arbeitslosigkeit 
erwartet? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


37. Abgeordneter Wird die Bundesregierung alles daran setzen, 

Dr. Müller- daß das Breddorfer Moor nordöstlich von 

Hermann Bremen nicht als Übungsgebiet für Bomben- 

abwürfe zur Verfügung gestellt wird? 

38. Abgeordneter Kann die Bundesregierung eine Zusage ma- 

Krammig eben, daß das Breddorfer Moor als Erholungs- 

und Naturschutzgebiet gesichert bleibt? 

39. Abgeordneter Ist es zutreffend, daß höhere Marineoffiziere 

Wuwer die Institution des Wehrbeauftragten des 

Deutschen Bundestages in Frage gestellt und 
das Petitionsrecht vom Soldaten zum Minister 
bezweifelt haben? 

40. Abgeordneter Wird die Bundesregierung gegebenenfalls die 

Wuwer entsprechenden personellen Konsequenzen 

ziehen? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

41. Abgeordneter Ich frage die Bundesregierung, ob sie die Ab- 

Wissebach sicht hat, das durch das Bundessozialhilfege- 

setz (BSHG) den Zivilblinden gewährte Blin- 
dengeld in Zukunft nicht mehr an eine Einkom- 
mens- und Vermögensgrenze zu binden, zumal 
das Blindengeld den Kriegs- und Unfallblinden 
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42. Abgeordneter 

Wissebadi 


43. Abgeordneter 
Schmidt 
(Kempten) 


44. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


45. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Emm ert 


46. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Emmert 


47. Abgeordneter 

Killat- 
von Coreth 


48. Abgeordneter 

Killat- 
von Coreth 


ohne diese Bindung gewährt wird und ein 
Teil der Bundesländer die Einkommens- und 
Vermögensgrenze bei der Gewährung des 
Blindengeldes an Zivilblinde bereits beseitigt 
hat? 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß 
eine Beseitigung des § 92 c BSHG insoweit 
vorzunehmen ist, als diese Vorschrift be- 
stimmt, daß die Angehörigen nach dem Tode 
des Zivilblinden das für die Dauer von fünf 
Jahren gewährte Blindengeld zurückzahlen 
müssen? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die Unterversorgung der Bundesbürger 
durch Zahnärzte in absehbarer Zeit auszu- 
gleichen, nachdem der Bundesgesundheitsrat 
zu der Feststellung gekommen ist, daß die 
heute schon zu hohe Relation, ein Zahnarzt 
auf 2000 Einwohner, auf Grund der Alters- 
struktur der Zahnärzteschaft und der durch 
zu wenig Studienplätze zu geringen Nach- 
wuchsmöglichkeit, in den nächsten Jahren sich 
noch stärker zu Lasten der Bevölkerung ent- 
wickeln wird? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, den Forderungen der Arbeitstagung des 
Vereins für Zahnhygiene und der Landesar- 
beitsgemeinschaft zur Förderung der Jugend- 
zahnpflege in Niedersachsen gerecht zu wer- 
den, durch eine einheitliche Jugendzahnpflege 
im Bundesgebiet eine wirklich erfolgreiche 
Vorbeugung gegen die Karies zu erreichen? 

Was sind die Gründe dafür, daß Leistungs- 
sportlehrgänge des deutsch-französischen Ju- 
gendwerks mit niedrigeren Tagessätzen ge- 
fördert werden als Maßnahmen aus den Sport- 
förderungsmitteln der Bundesregierung? 

Hält die Bundesregierung bei Förderungsmaß- 
nahmen für den Leistungssport durch das 
deutsch-französische Jugendwerk eine bessere 
Zusammenarbeit mit der Bundesregierung und 
dem Bundesausschuß zur Förderung des Lei- 
stungssports für erforderlich, wobei auch die 
Mitbenutzung der Bundesleistungszentren in 
die Koordinierung einbezogen werden sollte? 

Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun, 
um die von dem Vorsitzenden der Schutzkom- 
mission, Professor Gentner, geforderte Errich- 
tung von Katastrophenkrankenhäusern in 
allen Bundesländern durchzusetzen? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
die Errichtung solcher Katastrophenkranken- 
häuser im Zusammenhang mit dem Kranken- 
hausfinanzierungsgesetz gesetzlich zu veran- 
kern? 
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Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


49. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 


50. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 


51. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


52. Abgeordneter 

Bauer 

(Würzburg) 


53. Abgeordneter 

Bauer 

(Würzburg) 


Trifft es zu, daß Ministerialdirigent Tröndle 
vom Bundesverkehrsministerium einer Gruppe 
von SPD-Kommunalpolitikern der Kreise 
Mosbach und Bad Mergentheim die Auskunft 
gegeben hat, daß im Rahmen des Autobahn- 
neubaus Würzburg/Heilbronn zwischen Oster- 
burken und Merchingen zwei Anschlußstellen, 
nämlich in Buch- Ahorn und Tauberbischofs- 
heim/Distelhausen, vorgesehen sind und da- 
mit die ursprünglich geplante Autobahnauf- 
fahrt Berolzheim hinfällig geworden ist? 

Wenn nein, was gedenkt die Bundesregierung 
zu tun, um den von der Landesregierung Ba- 
den-Württemberg dem Landkreis Mergentheim 
verbindlich zugesagten Autobahnzubringer 
Bad Mergentheim/Berolzheim doch noch zu 
verwirklichen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
für die Erschließung des Naherholungsraumes 
für die Münchner Bevölkerung die Isartalbahn- 
strecke Wolfratshausen — Beuerberg von au- 
ßerordentlicher Bedeutung ist und deshalb der 
Zugverkehr auf dieser Strecke aufrechterhal- 
ten bleiben muß? 

Welches Fazit zieht die Bundesregierung 
heute — nach Ablauf eines weiteren Jahres 
seit der letzten Intervention betr. „Beschilde- 
rung Romantische Straße 11 — bezüglich des 
Charakters dieser Route als „europäische Ur- 
laubs-Verkehrsader" und auf Grund der Tat- 
sache, daß diese vom Main zum Alpenrand 
laufende Straßenlinie nicht nur über die gros- 
sen europäischen Automobilklubs und inter- 
nationalen Reisebüros (nicht zuletzt in den 
USA) ins allgemeine Touristik-Blickfeld ge- 
hoben wird, sondern auch 1972 zu einer Art 
„Olympia-Route für Besucher der XX. Olym- 
pischen Spiele in München" werden könnte? 

Läßt sich nach 20 Jahren „Romantische Straße" 
und bei aktueller Beurteilung noch die Ab- 
lehnung gesonderter Hinweisschilder für Zu- 
bzw. Abfahrt von Bundesautobahnen und Fern- 
straßen aufrecht erhalten, wenn davon auf der 
einen Seite eine gewisse Entlastung des Fe- 
rienverkehrs auf der Autobahn Frankfurt — 
Nürnberg bzw. Stuttgart — München erwartet 
werden darf und zum anderen das bisherige 
Argument „Vermehrung des Schilderwalds 11 
im Rahmen der „Gleichbehandlung" insofern 
an Gewicht verliert als u. a. beachtliche Hin- 
weisschilder an einer Autobahn auf die (tem- 
porären) „Schwetzinger Festspiele" ange- 
bracht werden? 
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54. Abgeordneter 

Petersen 


55. Abgeordneter 

Petersen 


56. Abgeordneter 

Dr. Stark 
(Nürtingen) 


57. Abgeordneter 

Dr. Stark 
(Nürtingen) 


58. Abgeordneter 
Härzschel 


59. Abgeordneter 

Lenzer 


60. Abgeordneter 

Lenzer 


61. Abgeordneter 

Dr. Althammer 


62. Abgeordneter 

Peiter 

63. Abgeordneter 

Picard 


Treffen Pressemitteilungen zu, wonach im Rah- 
men der Stabilitätsmaßnahmen der Bundesre- 
gierung ein Vergabestopp für den Weiterbau 
der Bundesstraße 14 im Raum Böblingen/Sin- 
delfingen erlassen worden ist? 

Ist der Bundesregierung bewußt, daß der Bun- 
desverkehrsminister Leber am 25. April 1968 
persönlich in Böblingen erklärt hat, daß die 
Mittel für diesen mit höchster Dringlichkeits- 
stufe versehenen Bauabschnitt der Bundes- 
straße 14 bereitstünden? 

Wann rechnet die Bundesregierung damit, daß 
die Bundesstraße 14 im Raum Böblingen bis 
Rohrau und die Bundesstraße 464 im Raum 
Böblingen ihrer Bestimmung übergeben wer- 
den können? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Zunahme des Verkehrsstroms auf täglich ca. 
30 000 Fahrzeuge zu nicht mehr zumutbaren 
Belastungen der Anwohner, besonders inner- 
halb der Stadt Böblingen, geführt hat? 

Zu welchen Ergebnissen haben die bisherigen 
Verhandlungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Schweiz betreffs der Tras- 
senführung und Realisierung der zollfreien 
Straße zwischen Lörrach und Weil am Rhein 
geführt, und ist in absehbarer Zeit mit dem 
Bau dieses dringenden Vorhabens zu rechnen? 

Welche Bundesfernstraßenbaumaßnahmen im 
Bereich der Landkreise Wetzlar und Dillen- 
burg sind nach dem Gesetz über den Ausbau 
der Bundesfernstraßen in den Jahren 1971 bis 
1985 geplant, und welcher finanzielle Auf- 
wand ist dafür vorgesehen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
lichkeit eines beschleunigten Endausbaus der 
B 277/B 49 in der Ortslage Wetzlar (Friedrich- 
Ebert-Platz bis Neustadt), da nicht nur Wetz- 
larer Bürger, sondern auch täglich eine große 
Zahl auswärtiger Pendler diesen Engpaß be- 
nutzen? 

Trifft es zu, daß die Planungsunterlagen für 
die Ortsumgehung Gersthofen der Bundes- 
straße 2 seit sechs Monaten beim Bundesver- 
kehrsministerium liegen, und dieses vordring- 
liche Bauvorhaben deshalb nicht weiterbehan- 
delt werden kann, so daß sich der Baubeginn 
bis spätestens 1973 verzögern wird? 

Wann ist mit der Numerierung der Bundes- 
autobahnen zu rechnen? 

Sind der Bundesregierung Anhaltspunkte be- 
kannt, die die Vermutung einer steigenden 
Zunahme schwerer Unfälle im Straßenverkehr 
bestätigen, die auf überhöhte Geschwindig- 
keit bei häufiger Nichtbeachtung der Verkehrs- 
verhältnisse (dichter Verkehr, unübersichtliche 
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64. Abgeordneter 

Picard 


65. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 

66. Abgeordneter 

Dr. Hauff 


67. Abgeordneter 

Baeuchle 


68. Abgeordneter 

Baeuchle 


69. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


70. Abgeordneter 

Dr. Rinsdie 


Straße, regennasse Fahrbahn u. ä.) zurückzu- 
führen sind, wobei der Prozentsatz von Fah- 
rern, die den Führerschein erst kurze Zeit be- 
sitzen, besonders hoch sein soll? 

Welche Maßnahmen hält die Bundesregierung 
für geeignet, die Sicherheit im Straßenverkehr 
zu erhöhen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Kraftfahrzeuge, die mit Kontrastfarben lackiert 
sind, die Verkehrssicherheit erhöhen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Auf- 
stiegsstraße der Bundesautobahn auf die 
Schwäbische Alb einen Engpaß darstellt, des- 
sen besondere Schwierigkeiten bereits heute 
deutlich sind, und wann kann mit einer Ver- 
besserung dieser Verkehrssituation gerechnet 
werden? 

Hält die Bundesregierung Pressemeldungen 
aus Baden-Württemberg für zutreffend, die 
besagen, die Auswertung von Verkehrsun- 
fällen habe gezeigt, daß der Anteil der tödlich 
verletzten Verkehrsteilnehmer im Schnitt rund 
2°/o der Gesamtunfälle ausgemacht habe, je- 
doch bei sog. „Baumunfällen“ der Anteil der 
tödlich Verletzten mit ca. 13% weit über dem 
Durchschnitt gelegen haben soll? 

Zutreffendenfalls: Sind entsprechende Anwei- 
sungen schon ergangen oder demnächst ins 
Auge gefaßt, in denen das Verfahren und der 
Umfang der Beseitigung verkehrsgefährdender 
Bäume am Rande schneller Außenstrecken und 
Straßen des überörtlichen Verkehrs (Bundes- 
straßen) geregelt wurde? 

Hat die Bundesregierung in Anbetracht der 
langen Planungszeiten für Flughäfen Über- 
legungen zur Schaffung eines neuen Rhein- 
Main-Flughafens II durch die Länder Hessen 
und Rheinland-Pfalz angeregt? 

Ist der Bundesregierung der — die Verkehrs- 
sicherheit beeinträchtigende — schlechte bau- 
liche Zustand der B 54 auf der Strecke Lünen, 
Werne, Herbern, Ascheberg/Drensteinfurt be- 
kannt, und wann sieht sich die Bundesregie- 
rung in der Lage, durch Reparatur bzw. Aus- 
bau der B 54 die erforderliche Verkehrssicher- 
heit zu gewährleisten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 

71. Abgeordneter Besteht, um Auswüchse auf dem Wohnungs- 
Bredl vermittlungsmarkt zu verhindern, die recht- 

liche Möglichkeit, kommunale Wohnungsver- 
mittlungen für nichtbewirtschaftete Wohn- 
räume einzurichten? 
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72. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß trotz 
Geisenhofer wesentlicher Verbesserung der Tabellensätze 

für kinderreiche Familien nun bei 8- und Mehr- 
Kindesfamilien eine wesentliche Kürzung des 
Wohngeldes bis zu 50 DM monatlich gegen- 
über dem alten Recht eintritt? 

73. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 

Geisenhofer nachdem nun die von den Regierungsver- 

tretern in den Ausschußberatungen verneinten 
Kürzungen tatsächlich in gravierender Härte 
auftreten, um diesen kinderreichen Familien 
zu helfen, da die jetzige Teuerung gerade 
diesen Personenkreis hart trifft? 

74. Abgeordneter Wann und in welcher Weise wird die Bundes- 

Dr. Rinsche regierung initiativ werden, um gemeinsam mit 

den Ländern und Gemeinden die vom Deut- 
schen Städtetag angeregte Gründung eines 
deutschen Instituts für Urbanistik vorzuberei- 
ten und damit die Voraussetzungen zur Inten- 
sivierung kommunaler Grundlagenforschung 
zu schaffen? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

75. Abgeordneter Wird die Bundesregierung auf die Länder ein- 

Hansen wirken, um über die Änderung des § 13 des 

Hamburger Abkommens — gemäß der Zusage 
des Parlamentarischen Staatssekretärs beim 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
im Deutschen Bundestag vom 1. April 1 97 1 — 
hinaus auch eine Aufhebung der §§ 9 und 10 
des Hamburger Abkommens zu erreichen mit 
dem Ziel der Gleichstellung des Französischen 
mit dem Englischen auch in Volks- und Real- 
schulen? 

76. Abgeordneter Erhält der „Politische Arbeitskreis Oberschu- 

Dr. Abelein len" Bundesmittel zur Unterstützung seiner 

Tätigkeit? 

77. Abgeordneter Billigt die Bundesregierung die von diesem 

Dr. Abelein Arbeitskreis propagierten Methoden, die 

„Autorität der Lehrerschaft zu verunsichern" 
und die bestehenden Schülermitverwaltungen 
zu unterwandern, um dem Ziel einer „gesell- 
schaftlichen Machtveränderung" näherzukom- 
men? 

78. Abgeordnete Welches ist im Einzelnen der Stand der Vor- 

Frau Dr. Walz bereitungen für das am 24. Februar 1971 vom 

Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
angekündigte Bund -Länder- Abkommen über 
die Finanzierung eines Verbundsystems für 
das Fernstudium? 

79. Abgeordneter An welchen Universitäten gibt es Lehrstühle 

Härzschel für Arbeits- und Sozialmedizin sowie für Ar- 

beits- und Sozialrecht, und hält die Bundes- 
regierung ihre Zahl für ausreichend? 

Bonn, den 3. Juni 1971 
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